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Einführung

Cordula Stumpf

Privatrecht in der EU ist in der Aufgabenverteilung zwischen Unionsebene und
Mitgliedstaaten auch nach dem AEUV weiterhin grundsätzlich Sache der Mitglied-
staaten. Europäisches Privatrecht ist dennoch längst zu einem eigenständig identi-
fizierbaren Normbereich erwachsen. Namentlich das Schuldrecht der Mitglied-
staaten ist inzwischen auf weite Strecken geprägt durch zugrunde liegendes
europäisches Richtlinienrecht. Zulässig ist dies im Wege der Rechtsangleichung
nach Art. 114 AEUV. Maßstab hierfür ist gem. Art. 114 Abs. 1 S. 1 AEUV die
Verwirklichung der Ziele des Art. 26 AEUV. Es geht demgemäß nach Art. 26 Abs. 1
AEUV darum, den Binnenmarkt zu verwirklichen bzw. dessen Funktionieren zu
gewährleisten. Art. 114 Abs. 1 AEUV ermächtigt die Union deshalb nur zum Erlass
von Maßnahmen zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten, welche die Errichtung oder das Funktionieren des Binnenmarktes
zum Gegenstand haben. Der Binnenmarkt umfasst nach Art. 26 Abs. 2 AEUV
einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, Personen,
Dienstleistungen und Kapital gem. den Bestimmungen der Verträge gewährleistet
ist. Auch die europäischen Rechtsangleichungsmaßnahmen im Privatrecht sind
daher primär der derart definierten europäischen Marktfreiheit verpflichtet. 

Gem. Art. 114 Abs. 3 AEUV geht jedoch die Kommission bei ihren Vorschlägen
nach Abs. 1 in den Bereichen Gesundheit, Sicherheit, Umweltschutz und Verbrau-
cherschutz von einem hohen Schutzniveau aus und berücksichtigt dabei insbes. alle
auf wissenschaftliche Ergebnisse gestützten neuen Entwicklungen. Im Rahmen ih-
rer jeweiligen Befugnisse streben das Europäische Parlament und der Rat dieses
Ziel ebenfalls an. 

Im Schuldrecht spielt vor allem der Verbraucherschutz seit jeher eine wichtige
Rolle. Haustürgeschäfte, allgemeine Geschäftsbedingungen, Fernabsatzgeschäfte,
Verbraucherkredit, Verbrauchsgüterkauf, Pauschalreisen, Timesharing, E-Com-
merce, Produkthaftung sind schon seit vielen Jahren europäisch geregelt, in die
Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten umgesetzt und EU-weit tägliche Rechtspra-
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xis. Zahlreiche Entscheidungen des EuGH konkretisieren die Auslegung. Zur Kon-
solidierung, und um der Weiterentwicklung des Rechts Rechnung zu tragen, wird
die erste Richtliniengeneration, wie auch in anderen Bereichen des europäischen
Sekundärrechts beobachtbar, inzwischen mancherorts von einer zweiten Richtlini-
engeneration abgelöst. 

Am 12. Dezember 2011 ist die RL 2011/83/EU über die Rechte der Verbraucher
in Kraft getreten. 

In gewisser Weise ist diese Verbraucherrechte-Richtlinie eine ganz typische sol-
che RL der zweiten Generation. Sie hebt gem. ihrem Art. 31 die RL 85/577/EWG
betreffend den Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen
geschlossenen Verträgen ebenso wie die RL 97/7/EG über den Verbraucherschutz
bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz mit Wirkung vom 13. Juni 2014 auf. Der
sachliche Anwendungsbereich der VRRL im Hinblick auf den Fernabsatz- und den
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Vertrag ist deshalb eine wichtige
Abgrenzungsfrage, der in diesem Band Friederike Beisheim genauer nachgeht. 

Stattdessen gelten dann die Regeln der VRRL 2011/83/EU, insbes. die Informa-
tionspflichten nach Art. 6 sowie die formalen Anforderungen nach Art. 7 für
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge bzw. Art. 8 für Fernabsatz-
verträge. Alina Ljutscher unterzieht daher in diesem Band die formalen Anforde-
rungen für außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge sowie Fernab-
satzverträge nach der neuen VRRL einem genaueren Vergleich mit der bisherigen
Rechtslage. Besonders die sogenannte „Button-Lösung“, die in § 312g Abs. 3 BGB
im deutschen Recht bereits vorweggenommen ist, wurde, maßgeblich auf Betreiben
der deutschen Bundesregierung, in Art. 8 Abs. 2 der VRRL neu eingefügt. Diese
Neuerung und die damit verbundenen systematischen und dogmatischen Implika-
tionen sind Gegenstand einer detaillierten Untersuchung in dem Beitrag von Al-
berto de Franceschi in diesem Band über die systematische Bedeutung der „Button
Lösung“ zur Bekämpfung der Abo- und Kostenfalle im Internet. 

Gleichzeitig geht die neue VRRL 2011/83/EU aber auch über die genannten
bisher bestehenden RL hinaus. In Art. 5 statuiert sie neue Informationspflichten
auch bei anderen als Fernabsatzverträgen oder außerhalb von Geschäftsräumen
geschlossenen Verträgen. Hier ist besonders ein horizontaler Vergleich der ver-
schiedenen Informationspflichten naheliegend, den Diana Haas in diesem Band
mit ihrem Beitrag über die Informationspflichten der Art. 5 und 6 VRRL genauer
erarbeitet. 

Schließlich erfasst die RL 2011/83/EU erstmals auch sonstige Verbraucher-
rechte. Hierin liegen ebenfalls einige interessante Neuerungen, was einen näheren
Blick hierauf lohnt. Henriette Frank untersucht deshalb in diesem Band sonstige
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Verbraucherrechte nach der VRRL, insbes. die Regelungen zu Lieferung und Ge-
fahrübergang. 

Gem. Art. 28 ist die VRRL bis zum 13. Dezember 2013 in den Mitgliedstaaten
umzusetzen. In Deutschland ist dies geschehen mit dem Gesetz zur Umsetzung der
VRRL und zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wohnungsvermittlung
vom 20.09.2013.1 Es tritt am 13. Juni 2014 in Kraft, pünktlich, denn die neuen
Umsetzungsvorschriften sind nach der RL ab dem 13. Juni 2014 in den Mitglied-
staaten anzuwenden. Damit ergeben sich zwei weitere Vergleichsebenen. Zum ei-
nen stellt sich der Vergleich zwischen der EU-rechtlichen Vorgabe der RL und dem
deutschen Umsetzungsrecht. Zum anderen sind die Änderungen aufgrund des Um-
setzungsgesetzes innerhalb des nationalen Rechts zu untersuchen. Beide Ebenen
untersucht Johannes Stuve in diesem Band im Hinblick auf unionsrechtskonforme
Auslegung des Verbraucherbegriffes des § 13 BGB nach altem Recht und im Lichte
der VRRL; hier spielt die Dual-Use-Problematik eine besondere Rolle. Ebenfalls im
Rahmen des persönlichen Anwendungsbereichs der RL klärt Markus Burbach in
diesem Band den Unternehmerbegriff in der RL 2011/83/EU, durchaus auch mit
Blick auf altes und neues Verständnis des § 14 BGB. Das Widerrufsrecht nach der
VRRL ist Gegenstand des Beitrags von Maika Schönhof in diesem Band. 

Dieses Buch ist das Produkt eines Lehrstuhlprojekts meines Teams am Lehr-
stuhl für Bürgerliches Recht, Handelsrecht, Deutsches und Internationales Steuer-
und Wirtschaftsrecht, Europarecht an der Universität Halle. Das Projekt ist er-
wachsen aus meiner Vorlesung „Schuldrecht IV – Europäisches Privatrecht“ im
Sommersemester 2013 an der Universität Halle. Der Beitrag von Alberto de
Franceschi in diesem Band beruht auf einem Gastvortrag, den Alberto de France-
schi im Rahmen der Vorlesung am 15. Mai 2013 in Halle gehalten hat. 

Herausgeberin und Autoren danken Silvana Heerdegen ganz herzlich für ihre
unermüdliche Unterstützung bei der Organisation des Projekts und ihre tatkräftige
Mithilfe beim Entstehen des druckreifen Manuskripts. Herzlicher Dank gebührt
auch dem Team vom Universitätsverlag Halle-Wittenberg und meinem sehr ge-
schätzten Fakultätskollegen Heiner Lück als Sprecher des Wissenschaftlichen Bei-
rats für die Unterstützung der Aufnahme des Bandes in das Verlagsprogramm.
Ohne die großzügige Finanzierung durch den Freundeskreis der Juristischen Fakul-
tät e.V. an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg hätte schließlich dieses
Buch nicht realisiert werden können. Auch dafür sind wir sehr dankbar. 

1 BGBl. Teil I 2013 Nr. 58 vom 27.09.2013, S. 3642. 


